& Dusseldorfer Amtsblatt

Amtliche Bekanntmachungen

Nr. 1/2  69. Jahrgang

11. Januar 2014

Ausschreibungen von Arbeiten und Leistungen

Stadtbetrieb Zentrale Dienste

Vergabeart: Offentliche Ausschreibung (VOL)
Es sollen vergeben werden: Lieferung von Diin-
ger und Grassamen in 4 Losen, Stadtgebiet
Diisseldorf. Umfang der Leistung: Lieferung von
mineralischen und organischen Dingemitteln,
Grassamen und Rasendiinger fiir das Garten-,
Friedhofs- und Forstamt der Landeshauptstadt
Disseldorf; 30 verschiedene Dienststellen der
Landeshauptstadt Diisseldorf verteilt iiber das
gesamte Stadtgebiet. Los 1: mineralische Diin-
ger; Los 2: organische Diinger; Los 3: Lieferung
von Grassamen; Los 4: Lieferung von Rasendiin-
ger. 4 Lose, Angebotsabgabe ist moglich fiir ein
oder mehrere Lose. Ausfiihrungs- und Lieferfrist:
03. Méarz 2014 bis 31. Marz 2014, schnellstmog-
lich. Sicherheitsleistungen: keine. Nebenangebo-
te sind nicht zugelassen. Bei dieser Ausschrei-
bung besteht die Moglichkeit zur rechtsverbindli-
chen Angebotsabgabe (iber das Internet. Weitere
Informationen  hierzu  finden ~ Sie  unter
www.vergabe.duesseldorf.de. Ausgabe ab dem:
13.01.2014. Ausgabe bis: 22.01.2014. Druck-
kosten: 6,- Euro (Druckkosten werden nicht
erstattet). Eroffnung der Angebote: 27.01.2014
um 11:00 Uhr. Zuschlags- und Bindefrist:
28.02.2014. Referenzen sind dem Angebot
gemaB den Vergabeunterlagen beizufiigen. Bie-
ter, sowie deren Nachunternehmer und Verleiher
von Arbeitskraften, soweit sie bereits bei Ange-
botsabgabe bekannt sind, sind verpflichtet, die
gemaB § 18 des Tariftreue- und Vergabegesetzes
NRW vom 10.01.2012 geforderten Verpflich-
tungserklarungen abzugeben.

[ |
Amt fiir Gebdudemanagement

Vergabeart: Offentliche Ausschreibung (VOB)
Es sollen vergeben werden: Sanitdranlagen,
TVG Il BrinckmannstraBe. Umfang der Lei
stung: neue Kantine: Wasser-/ Abwasseranlagen:
Schmutzwasserleitungen als muffenloses Guss-
rohr, einschl. Formteile, DN 50 bis DN 125 ca.
250 m; Schmutzwasserleitungen als muffenlo-
ses Gussrohr, einschl. Formteile, DN 50 bis DN
150 fiir fetthaltige Abwasser, ca. 180 m; Ent-
wasserungsrinnen aus Edelstahl, ca. 10 St; Fett-
abscheider NG 10, mit Probenahmeschacht,
einschl. Anschlusskanale aus PP-MD; Trinkwas-
serleitungen als Edelstahlrohr d12 bis d42, ca.
620 m; Einrichtungsgegenstande aus Sanitarke-
ramik, mit Entnahmearmaturen und Hygienearti-
keln, ca. 10 St; Anschluss bauseitiger Einrich-
tungsgegenstande, ca. 20 St; Handfeuerloscher,
ca. 24 St. Ausfiihrungs- und Lieferfrist: 10. Kalen-
derwoche 2014 bis 39. Kalenderwoche 2014.
Sicherheitsleistungen: 3 % der Auftragssumme
fiir die Ausfihrung und die Mangelanspriiche.
Nebenangebote sind nicht zugelassen. Ausgabe
ab dem: 13.01.2014. Ausgabe bis: 28.01.2014.
Druckkosten: 18, Euro (Druckkosten werden
nicht erstattet). Erdffnung der Angebote:
04.02.2014 um 10:30 Uhr. Zuschlags- und Bin-
defrist: 18.03.2014. Referenzen sind dem Ange-

bot gemaB den Vergabeunterlagen beizufiigen.
Bieter, sowie deren Nachunternehmer und Verlei-
her von Arbeitskraften, soweit sie bereits bei
Angebotsabgabe bekannt sind, sind verpflichtet,
die gemaB §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Verga-
begesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderten
Verpflichtungserklarungen abzugeben.

Vergabeart: Offenes Verfahren (VOB)

Es sollen vergeben werden: Rohbauarbeiten,
Sanierung Aquazoo und Lobbecke Museum.
Gesamtmenge bzw. -umfang: Sanierung Aquazoo
und Lobbecke Museum: 1. Erdarbeiten: - Kanal-
graben, herstellen und verfiillen, bis 3,50 m tief,
ca. 175 cbm; - Pflasterarbeiten, aufnehmen bzw.
liefern und einbauen, ca. 50 gm; - Liefern und Ein-
bauen eines taktilen Bodenbelages, ca. 10 gm.
2. Beton- und Stahlbetonarbeiten: - Herstellen
Stahlbetondecken und Wande, mit Anschluss an
bestehende Bauteile iiber Verpressen von Fugen,
ca. 70 gm; - Herstellen Stahlbetoniiber- und un-
terziigen, ca. 20 m; - Herstellen Ortbetontreppen,
Lauflangen bis ca. 2,00 m, ca. 4 St; - Herstellen
und SchlieBen von Durchbriichen in Stahlbeton-
wanden; - Herstellen von Maschinenfundamenten,
ca. 40 gm; - Betonsanierung von bestehenden
Stahlbetonbauteilen, in kleinen Abmessungen, ca.
60 Ifm. 3. Mauerwerksarbeiten: - Herstellen von
Kalksandsteinmauerwerk, 17,5 ¢cm und 24 cm,
tragend und nicht tragend, 80 gm. 4. Abdich-
tungsarbeiten: - Vertikale Abdichtung nach DIN
18195-4, ca. 8 gm; - Horizontale Abdichtung
nach DIN 18195-5, ca. 8 gm. Keine Lose. Keine
Optionen. Varianten/ Alternativangebote sind
nicht zulassig. Beginn und Ende der Auftragsaus-
flihrung: 07. April 2014 bis 31. Oktober 2014.
Ausgabe der Unterlagen ab: 13.01.2014. Ausga-
be bis: 30.01.2014. Es entstehen Druckkosten in
Hohe von 24,- Euro (Druckkosten werden nicht
erstattet). Schlusstermin fiir den Eingang der
Angebote: 06.02.2014 um 10:30 Uhr. Zu-
schlags- und Bindefrist: 31.03.2014. Geforderte
Kautionen und Sicherheiten: 3 % der Auftrags-
summe fiir die Ausfiihrung und die Mangelansprii-
che. Personliche Lage des Wirtschaftsteilneh-
mers sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung
in einem Berufs- oder Handelsregister; Angaben
und Formalitaten, die erforderlich sind, um die
Einhaltung der Auflagen zu lberpriifen: 1. Eintra-
gung in das Berufsregister (Handelsregister,
Handwerksrolle oder bei EU vergleichbar). 2.
Nachweis einer bestehenden Betriebshaftpflicht-
versicherung. 3. Urkalkulation (Kalkulationsnach-
weis im verschlossenen Umschlag). 4. Bieter,
sowie deren Nachunternehmer und Verleiher von
Arbeitskraften, soweit sie bereits bei Angebots-
abgabe bekannt sind, sind verpflichtet, die
gemaB §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Vergabe-
gesetzes NRW vom 10.01.2012 die geforderten
Verpflichtungserklarungen abzugeben. 5. Nach-
weis Beitragsentrichtung gesetzlichen Sozialver-
sicherung und gem. Einrichtungen der Tarifver-
tragsparteien (§ 7 TVgGNRW). 6. Eigen-/ Ver-
pflichtungserklarung  Arbeitsschutzvorschriften
gemaB Vergabeunterlagen. Wirtschaftliche und

finanzielle Leistungsfahigkeit: Angaben und For-
malitaten, die erforderlich sind, um die Einhaltung
der Auflagen zu uberpriifen: Umsatz der letzten
drei abgeschlossenen Geschaftsjahre, soweit der
Bauleistungen und andere Leistungen betrifft, die
mit der zu vergebenden Leistungen vergleichbar
sind. Technische Leistungsfahigkeit: Angaben
und Formalitaten, die erforderlich sind, um die
Einhaltung der Auflagen zu iberpriifen: 1. Nach-
weis von Referenzen iiber vergleichbare Leistun-
gen in den letzten drei abgeschlossenen Ge-
schaftsjahren unter Angabe von Projektname,
Zeitraum, Umfang, Auftraggeber, Ansprechper-
son und Telefonnummer. 2. Zahl der in den letz-
ten drei abgeschlossenen Geschéftsjahren jah-
resdurchschnittlich beschaftigten Arbeitskréafte,
gegliedert nach Berufsgruppen. 3. Aufstellung
der Leistungen, die an Nachunternehmer (NA)
vergeben werden sollen. Auf Anforderung sind
ebenfalls  entsprechende Eignungsnachweise
vom NA vorzulegen. Den Zuschlag erhalt das
Angebot mit dem niedrigsten Preis. Einlegung
von Rechtsbehelfen: Nach § 101b Abs. 2 GWB
endet die Frist, mit der die Unwirksamkeit eines
Vertrages mit einem Nachpriifungsverfahren gel-
tend gemacht werden kann, 30 Kalendertage ab
Kenntnis des VerstoBes, der zur Unwirksamkeit
des Vertrages fihrt, jedoch nicht spater als
sechs Monate nach Vertragsschluss oder im Falle
der Veroffentlichung der Bekanntmachung der
Auftragsvergabe im Supplement zum Amtsblatt
der Europaischen Union 30 Kalendertage nach
dieser Veroffentlichung. Nach § 107 Abs. 3 Nr. 1
bis 4 GWB ist der Antrag auf Einleitung eines
Nachpriifungsverfahrens unzulassig, soweit - der
Antragsteller den geriigten VerstoB gegen Verga-
bevorschriften im Vergabeverfahren erkannt und
gegeniiber dem Auftraggeber nicht unverziiglich
geriigt hat, - VerstoBe gegen Vergabevorschrif-
ten, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar
sind, nicht spatestens bis Ablauf der in der
Bekanntmachung benannten Frist zur Angebots-
abgabe oder zur Bewerbung gegeniiber dem Auf-
traggeber geriigt werden, - VerstoBe gegen Ver-
gabevorschriften, die erst in den Vergabeunterla-
gen erkennbar sind, nicht spatestens bis zum
Ablauf der in der Bekanntmachung benannten
Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewerbung
gegenilber dem Auftraggeber geriigt werden, -
mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mit-
teilung des Auftraggebers, einer Riige nicht
abhelfen zu wollen, vergangen sind. Nahere Aus-
kiinfte sind erhéltlich bei: Heinle, Wischer und
Partner - Freie Architekten GbR, Wettiner Platz
10a, 01067 Dresden, Herr KrauBe, Tel.:
+49(0)351.477700, Fax: +49(0)351.4777011,
dresden@heinlewischer-partner.de . Diese Verof-
fentlichung wurde redaktionell gekiirzt, enthalt
aber alle maBgeblichen Inhalte der EU-weiten Ver-
offentlichung. Der komplette Veréffentlichungs-
text kann im Supplement zum Amtsblatt der EU
unter http://ted.europa.eu oder auf den Internet-

:DUSSELDORF


http://ted.europa.eu
mailto:dresden@heinlewischer-partner.de
http://www.vergabe.duesseldorf.de

Seite 2

Amtliche Bekanntmachungen Nr. 1/2 - 11. Januar 2014

Seiten der Stadt Diisseldorf: http://www.duessel-
dorf.de/bauverwaltung/ausschreibung/vob/inde
x.shtml  eingesehen oder beim Bauver-
waltungsamt - Submissionsstelle - (Tel. 0211/89-
96621 Frau Krapp) angefordert werden.

Vergabeart: Offentliche Ausschreibung (VOB)
Es sollen vergeben werden: Geriistarbeiten und
Baustelleneinrichtung, Schule JahnstraBle.
Umfang der Leistung: Fenster- und Fassadensa-
nierung Turnhalle: 850 gm Fassadengeriist, 39 m
FuBgangerdurchgang, 40 m FuBgangertunnel,
Baustelleneinrichtung. Ausfiihrungs- und Liefer-
frist: 12. Kalenderwoche 2014 (Aufbau) bis 28.
Kalenderwoche 2014 (Abbau). Sicherheitsleistun-
gen: keine. Nebenangebote sind nicht zugelas-
sen. Ausgabe ab dem: 13.01.2014. Ausgabe
bis: 29.01.2014. Druckkosten: 13,- Euro (Druck-
kosten werden nicht erstattet). Eroffnung der
Angebote:  05.02.2014 um 10:00 Uhr.
Zuschlags- und Bindefrist: 05.03.2014. Referen-
zen sind dem Angebot gemaB den Vergabeunter-
lagen beizufiigen. Bieter, sowie deren Nachunter-
nehmer und Verleiher von Arbeitskraften, soweit
sie bereits bei Angebotsabgabe bekannt sind,
sind verpflichtet, die gemaB §§ 4 und 18 des
Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW vom
10.01.2012 geforderten Verpflichtungserklarun-
gen abzugeben.

Vergabeart: Offentliche Ausschreibung (VOB)
Es sollen vergeben werden: Abbrucharbeiten,
Schule JahnstraBe. Umfang der Leistung: Fen-
ster- und Fassadensanierung Turnhalle: Abbruch-
arbeiten und SchutzmaBnahmen: 180 gm
Abbruch Verblendschale, 200 m Abbruch Notab-
stiitzungen, 120 m Abbruch Fensterbank, 620
gm Abdeckarbeiten FuBboden. Ausfilhrungs- und
Lieferfrist: 21. Marz 2014 bis 04. April 2014.
Sicherheitsleistungen:  keine. Nebenangebote
sind nicht zugelassen. Ausgabe ab dem:
13.01.2014. Ausgabe bis: 29.01.2014. Druck-
kosten: 10, Euro (Druckkosten werden nicht
erstattet). Eréffnung der Angebote: 05.02.2014
um 10:30 Uhr. Zuschlags- und Bindefrist:
05.03.2014. Referenzen sind dem Angebot
gemaB den Vergabeunterlagen beizufiigen. Bie-
ter, sowie deren Nachunternehmer und Verleiher
von Arbeitskraften, soweit sie bereits bei Ange-
botsabgabe bekannt sind, sind verpflichtet, die
gemaB § 18 des Tariftreue- und Vergabegesetzes
NRW vom 10.01.2012 geforderten Verpflich-
tungserklarungen abzugeben.

Vergabeart: Offentliche Ausschreibung (VOB)
Es sollen vergeben werden: Betonsanierung,
Schule JahnstraBe. Umfang der Leistung: Fen-
ster- und Fassadensanierung Turnhalle: 420 gm
Betondeckung untersuchen und strahlen, ca. 580
St Betoninstandsetzung Kleinflachen M3, 120 m
Betonkonsolen abtrennen, abschlieBende Oberfla-
chenbeschichtung. Ausfihrungs- und Lieferfrist:
01. April 2014 bis 22. Mai 2014. Sicherheitslei-
stungen: keine. Nebenangebote sind nicht zuge-
lassen. Ausgabe ab dem: 13.01.2014. Ausgabe
bis: 29.01.2014. Druckkosten: 13,- Euro (Druck-
kosten werden nicht erstattet). Eroffnung der
Angebote: 05.02.2014 um 11:00 Uhr. Zuschlags-
und Bindefrist: 12.03.2014. Referenzen sind dem
Angebot gemaB den Vergabeunterlagen beizufi-
gen. Bieter, sowie deren Nachunternehmer und
Verleiher von Arbeitskraften, soweit sie bereits bei
Angebotsabgabe bekannt sind, sind verpflichtet,

die gemaB §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Verga-
begesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderten
Verpflichtungserklarungen abzugeben.

Vergabeart: Offenes Verfahren (VOB)

Es sollen vergeben werden: Tiefbauarbeiten,
Ersatzneubau Schule Am Litzgraben.
Gesamtmenge bzw. -umfang: Nichtoffentliche
ErschlieBung fiir Versorgung eines Schulgebau-
des mit Gas-/ Wasser-/ Abwasser-/ Fernwarme-/
Elektro- und Fernmeldetechnik in zwei zeitlich
getrennten Bauabschnitten. Erdarbeiten sowie die
zugehorige Leitungsverlegung; ca. 100 m Rohr-
graben bis 3,30 m mit Abwasserleitung bis DB
400, ca. 90 m Wasserleitungen DN 50, ca. 90 m
Gasleitung DN 65 und ca. 60 m Nahwarmeversor-
gungsleitung Duorohr DN 25. Keine Lose. Keine
Optionen. Varianten/ Alternativangebote sind
nicht zulassig. Beginn und Ende der Auftragsaus-
flihrung: 27. Februar 2014 bis 26. April 2014.
Ausgabe der Unterlagen ab: 13.01.2014. Ausga-
be bis: 30.01.2014. Es entstehen Druckkosten in
Hohe von 26,- Euro (Druckkosten werden nicht
erstattet). Schlusstermin fir den Eingang der
Angebote: 06.02.2014 um 10:00 Uhr. Zuschlags-
und Bindefrist: 14.03.2014. Geforderte Kautio-
nen und Sicherheiten: keine. Wesentliche Finanzie-
rungs- und Zahlungsbedingungen und/ oder Ver-
weis auf die maBgeblichen Vorschriften: Zahlungs-
bedingungen gem. VOB/B. Rechtsform der Bie-
tergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben
wird: Gesamtschuldnerisch haftend mit bevoll-
machtigtem Vertreter. Personliche Lage des Wirt-
schaftsteilnehmers sowie Auflagen hinsichtlich
der Eintragung in einem Berufs- oder Handelsregi-
ster; Angaben und Formalitaten, die erforderlich
sind, um die Einhaltung der Auflagen zu iiberpri-
fen: - Umsatz der letzten drei abgeschlossenen
Geschéftsjahre, soweit er Bauleistungen und
andere Leistungen betrifft, die mit der zu verge-
benden Leistung vergleichbar sind; - Nachweis
von Referenzen (ber vergleichbare Leistungen in
den letzten drei abgeschlossenen Geschaftsjah-
ren unter Angabe von Projektname, Zeitraum,
Umfang, Auftraggeber, Ansprechperson und Tele-
fonnummer; - Zahl der in den letzten drei abge-
schlossenen Geschaftsjahren jahresdurchschnitt-
lich beschaftigten Arbeitskrafte, gegliedert nach
Berufsgruppen; - das fiir die Leitung und Aufsicht
vorgesehene technische Personal (Name und
Qualifikation); - Eintragung in das Berufsregister
(Handelsregister, Handwerksrolle oder bei EU ver-
gleichbar); Nachweis einer bestehenden
Betriebshaftpflichtversicherung; - Aufstellung der
Leistungen, die an Nachunternehmer (NA) verge-
ben werden sollen; auf Anforderung sind ebenfalls
entsprechende Eignungsnachweise vom NA vor-
zulegen; - Nachweise zur Beitragsentrichtung zur
gesetzlichen Sozialversicherung § 7 TVgGNRW
(Berufsgenossenschaft, Krankenkassen); - Eigen-
/ Verpflichtungserklarung Arbeitsschutzvorschrif-
ten; - Bieter, sowie deren Nachunternehmer und
Verleiher von Arbeitskraften, soweit sie bereits bei
Angebotsabgabe bekannt sind, sind verpflichtet,
die gemaB §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Verga-
begesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderten
Verpflichtungserklarungen abzugeben; zudem ist
die Verpflichtungserklarung gemaB § 19 TVgG-
NRW vom Bieter abzugeben. Wirtschaftliche und
finanzielle Leistungsfahigkeit: Angaben und For-
malitaten, die erforderlich sind, um die Einhaltung
der Auflagen zu (berpriifen: s.o. ,Personliche
Lage des Wirtschaftsteilnehmers”. Technische
Leistungsfahigkeit: Angaben und Formalitaten, die
erforderlich sind, um die Einhaltung der Auflagen
zu (berpriifen: s.o. ,Personliche Lage des Wirt-
schaftsteilnehmers”. Den Zuschlag erhalt das

wirtschaftlich gilinstigste Angebot in Bezug auf die
Kriterien, die in den Ausschreibungsunterlagen,
der Aufforderung zur Angebotsabgabe oder zur
Verhandlung bzw. in der Beschreibung zum wett-
bewerblichen Dialog aufgefiihrt sind. Einlegung
von Rechtsbehelfen: Nach § 101b Abs. 2 GWB
endet die Frist, mit der die Unwirksamkeit eines
Vertrages mit einem Nachpriifungsverfahren gel-
tend gemacht werden kann, 30 Kalendertage ab
Kenntnis des VerstoBes, der zur Unwirksamkeit
des Vertrages fiihrt, jedoch nicht spater als sechs
Monate nach Vertragsschluss oder im Falle der
Veroffentlichung der Bekanntmachung der Auf-
tragsvergabe im Supplement zum Amtsblatt der
Européischen Union 30 Kalendertage nach dieser
Veroffentlichung. Nach § 107 Abs. 3 Nr. 1 bis 4
GWB ist der Antrag auf Einleitung eines Nachpri-
fungsverfahrens unzulassig, soweit - der Antrag-
steller den geriigten VerstoB gegen Vergabevor-
schriften im Vergabeverfahren erkannt und gegen-
liber dem Auftraggeber nicht unverziiglich geriigt
hat, - VerstoBe gegen Vergabevorschriften, die
aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind,
nicht spatestens bis Ablauf der in der Bekanntma-
chung benannten Frist zur Angebotsabgabe oder
zur Bewerbung gegeniber dem Auftraggeber
geriigt werden, - VerstoBe gegen Vergabevor-
schriften, die erst in den Vergabeunterlagen
erkennbar sind, nicht spatestens bis zum Ablauf
der in der Bekanntmachung benannten Frist zur
Angebotsabgabe oder zur Bewerbung gegeniiber
dem Auftraggeber gerligt werden, - mehr als 15
Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des
Auftraggebers, einer Riige nicht abhelfen zu wol-
len, vergangen sind. Nahere Auskiinfte sind erhéalt-
lich bei: Stollenwerk-Kramer GmbH Beratende
Ingenieure, Diisseldorfer StraBe 20, 51063 Kaln,
Herr Rotter, Tel.: +49(0)221.861062, Fax:
+49(0)221.864363, ib@st-kr.de. Diese Veroffent-
lichung wurde redaktionell gekiirzt, enthalt aber
alle maBgeblichen Inhalte der EU-weiten Veroffent-
lichung. Der komplette Verdffentlichungstext kann
im Supplement zum Amtsblatt der EU unter
http://ted.europa.eu oder auf den Internet-Seiten
der Stadt Diisseldorf: http://www.duessel-
dorf.de/bauverwaltung/ausschreibung/vob/inde
x.shtml eingesehen oder beim Bauverwaltungs-
amt - Submissionsstelle - (Tel. 0211,/89-96621
Frau Krapp) angefordert werden.

Vergabeart: Offenes Verfahren (VOB)

Es sollen vergeben werden: Rohbauarbeiten,
Ersatzneubau Schule Am Litzgraben.
Gesamtmenge bzw. -umfang: Ausfiihrung von Erd-
, Schalungs-, Stahlbeton-, Mauerwerk-, Abdich-
tungs-, Warmedamm- und Rohrgrabenarbeiten:
ca. 540 m Bauzaun aufstellen, ca. 588 cbm Erd-
massen ausschachten, ca. 604 cbm Tragschicht
einbauen, ca. 14 gm Teilabbruch der StB-Boden-
platte u. Aussenfassade, 2 St Abbrucharbeiten
GK-Wand F90 incl. T30 Stahltir, ca. 50 gm
Abbrucharbeiten 24er Mauerwerkswand, 8 St
Abbrucharbeiten Fenster und Fensterbriistung,
ca. 118 gm einseitige Randschalung, ca. 26 cbm
Stahlbeton fiir Einzel- und Streifenfundamente, ca.
206 cbm Stahlbeton fiir Bodenplatten und Funda-
mente, ca. 100 cbm Betonarbeiten C 12/15, ca.
687 gm Herstellung der Bodenplatte, ca. 244
[fdm Aufkantung auf der Bodenplatte, ca. 342
cbm Stahlbeton fiir Wande, Briistungen und Wand-
vorlagen C 25/35, ca. 3329 gm Schalung 2-sei-
tig, ca. 494 cbm Stahlbetondecken und Unterzi-
ge C 25/35, ca. 1061 gm Schalung fiir Decken-,
Dach-, Krag- und Podestplatten, ca. 194 gm Her-
stellung einer Fenster-/Tiroffnung, ca. 56 St Her-
stellen eines Deckendurchbruches in StB-Decken,
ca. 88 stgm Stahlbetonstiitzen, ca. 96,08 t
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Bestonstahl BSt 500 (B), ca. 46 gm KS-Mauer-
werk 11,5 cm, ca. 15 gm KS-Mauerwerk 17,5
cm, ca. 656 gm Trennlage aus PE-Folie, ca. 656
gm Horizontale Abdichtung, ca. 429 gm vertikale
Abdichtung, ca. 656 gm Bautenschutzmatte, ca.
26 Ifdm Abdichtung der Anschlussfuge, ca. 143
gm Perimeterdammung WLG 035, ca. 81 Ifdm
Rohrgraben, ca. 58 cbm Auflager und Einbettung,
ca. 10 cbm Rohrgraben verfiillen, ca. 14 m
Schutzrohr, ca. 82 m und 12 St Kabel, ca. 991 m
Betonbau Leerrohre, ca. 505 St Betonbau End-
und Ubergangstiille fir Rohre, ca. 530 St Beton-
bau Gerétedose, ca. 1001 m Betonbau Gerétedo-
se, ca. 100 m Schmutzwasserrohrleitung und
Zubehor. Keine Lose. Keine Optionen. Varianten/
Alternativangebote sind nicht zulassig. Beginn
und Ende der Auftragsausfiihrung: - Baubeginn:
28.04.2014; - Fertigstellung Rohbau: 29.01.
2015; - Ende Vorhaltezeit Baustelleneinrichtung:
01.05.2015. Ausgabe der Unterlagen ab:
13.01.2014. Ausgabe bis: 05.02.2014. Es ent-
stehen Druckkosten in Hohe von 34,- Euro (Druck-
kosten werden nicht erstattet). Schlusstermin fiir
den Eingang der Angebote: 12.02.2014 um
10:00 Uhr. Zuschlags- und Bindefrist: 28.03.
2014. Geforderte Kautionen und Sicherheiten: 3
% der Auftragssumme fiir die Ausfiihrung und die
Mangelanspriiche. Wesentliche Finanzierungs-
und Zahlungsbedingungen und/ oder Verweis auf
die maBgeblichen Vorschriften: Zahlungsbedin-
gungen gemaB VOB/B. Rechtsform der Bieterge-
meinschaft, an die der Auftrag vergeben wird:
Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmachtig-
tem Vertreter. Personliche Lage des Wirtschafts-
teilnehmers sowie Auflagen hinsichtlich der Eintra-
gung in einem Berufs- oder Handelsregister;
Angaben und Formalitaten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu (berpriifen: -
Umsatz der letzten drei abgeschlossenen Ge-
schaftsjahre, soweit er Bauleistungen und andere
Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden
Leistung vergleichbar sind; - Nachweis von Refe-
renzen Uber vergleichbare Leistungen in den letz-
ten drei abgeschlossenen Geschaftsjahren unter
Angabe von Projektname, Zeitraum, Umfang, Auf-
traggeber, Ansprechperson und Telefon; - Zahl
der in den letzten drei abgeschlossenen Ge-
schaftsjahren jahresdurchschnittlich beschaftig-
ten Arbeitskrafte, gegliedert nach Berufsgruppen;
- die dem Unternehmer fiir die Ausfiihrung der zu
vergebenden Leitung zur Verfiigung stehende
technische Ausristung; - Eintragung in das
Berufsregister (Handelsregister, Handwerksrolle
oder bei EU vergleichbar); - Nachweis einer beste-
henden Betriebshaftpflichtversicherung; - Aufstel-
lung der Leistungen, die an Nachunternehmer
(NA) vergeben werden sollen; auf Anforderung
sind ebenfalls entsprechende Eignungsnachweise
vom NA vorzulegen; - Urkalkulation (Kalkulations-
nachweis im verschlossenen Umschlag); - Nach-
weise zur Beitragsentrichtung zur gesetzlichen
Sozialversicherung § 7 TVgG-NRW (Berufsgenos-
senschaft, Krankenkassen); - Eigen/ Verpflich-
tungserklarung Arbeitsschutzvorschriften; - Bie-
ter, sowie deren Nachunternehmer und Verleiher
von Arbeitskraften, soweit sie bereits bei Ange-
botsabgabe bekannt sind, sind verpflichtet, die
gemaB §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Vergabe-
gesetzes NRW vom 10.01. 2012 geforderten
Verpflichtungserklarungen abzugeben; zudem ist
die Verpflichtungserklarung gemaB § 19 TVgG-
NRW vom Bieter abzugeben. Wirtschaftliche und
finanzielle Leistungsfahigkeit: Angaben und For-
malitaten, die erforderlich sind, um die Einhaltung
der Auflagen zu iberpriifen: s.o. ,Personliche
Lage des Wirtschaftsteilnehmers®. Technische
Leistungsfahigkeit: Angaben und Formalitaten, die
erforderlich sind, um die Einhaltung der Auflagen
zu iberpriifen: s.o. ,Personliche Lage des Wirt-

schaftsteilnehmers”. Den Zuschlag erhalt das
wirtschaftlich giinstigste Angebot in Bezug auf die
Kriterien, die in den Ausschreibungsunterlagen,
der Aufforderung zur Angebotsabgabe oder zur
Verhandlung bzw. in der Beschreibung zum wett-
bewerblichen Dialog aufgefiihrt sind. Einlegung
von Rechtsbehelfen: Nach § 101b Abs. 2 GWB
endet die Frist, mit der die Unwirksamkeit eines
Vertrages mit einem Nachpriifungsverfahren gel-
tend gemacht werden kann, 30 Kalendertage ab
Kenntnis des VerstoBes, der zur Unwirksamkeit
des Vertrages fiihrt, jedoch nicht spater als sechs
Monate nach Vertragsschluss oder im Falle der
Veroffentlichung der Bekanntmachung der Auf-
tragsvergabe im Supplement zum Amtsblatt der
Europaischen Union 30 Kalendertage nach dieser
Veroffentlichung. Nach § 107 Abs. 3 Nr. 1 bis 4
GWB ist der Antrag auf Einleitung eines Nachpri-
fungsverfahrens unzulassig, soweit - der Antrag-
steller den gerligten VerstoB gegen Vergabevor-
schriften im Vergabeverfahren erkannt und gegen-
liber dem Auftraggeber nicht unverziiglich geriigt
hat, - VerstoBe gegen Vergabevorschriften, die
aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind,
nicht spatestens bis Ablauf der in der Bekanntma-
chung benannten Frist zur Angebotsabgabe oder
zur Bewerbung gegeniiber dem Auftraggeber
gerligt werden, - VerstoBe gegen Vergabevor-
schriften, die erst in den Vergabeunterlagen
erkennbar sind, nicht spatestens bis zum Ablauf
der in der Bekanntmachung benannten Frist zur
Angebotsabgabe oder zur Bewerbung gegeniiber
dem Auftraggeber geriigt werden, - mehr als 15
Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des
Auftraggebers, einer Rige nicht abhelfen zu wol-
len, vergangen sind. Nahere Auskiinfte sind erhalt-
lich bei: Heuer Faust Architekten, FranzstraBe 51,
52064 Aachen, HerrNguyen, Tel.: +49(0)241.
968950, Fax: +49(0)241.968957, duessel-
dorf.litzgraben @heuer-faust.de. Diese Veroffentli-
chung wurde redaktionell gekiirzt, enthalt aber
alle maBgeblichen Inhalte der EU-weiten Veroffent-
lichung. Der komplette Verdffentlichungstext kann
im Supplement zum Amtsblatt der EU unter
http://ted.europa.eu oder auf den Internet-Seiten
der Stadt Disseldorf: http://www.duessel-
dorf.de/bauverwaltung/ausschreibung/vob/inde
x.shtml eingesehen oder beim Bauverwaltungs-
amt - Submissionsstelle - (Tel. 0211/89-96621
Frau Krapp) angefordert werden.

[
Stadtentwasserungsbetrieb

Vergabeart: Offentliche Ausschreibung (VOB)
Es sollen vergeben werden: Renovierung von
StraBenabldufen in 2 Losen, Stadtgebiet
Diisseldorf. Umfang der Leistung: Arbeiten zur
grabenlosen Renovierung von StraBenablaufen im
Stadtgebiet Diisseldorf in der Zeit vom
01.03.2014 bis 31.12.2015. Die Arbeiten sollen
an zwei qualifizierte Fachfirmen vergeben wer-
den. 2 Lose, Angebotsabgabe ist moglich fiir ein
Los. Ausflihrungs- und Lieferfrist: 01. Marz 2014
bis 31. Dezember 2015. Sicherheitsleistungen:
keine. Nebenangebote sind nicht zugelassen.
Ausgabe ab dem: 13.01.2014. Ausgabe bis:
28.02.2014. Druckkosten: 5,- Euro (Druckkosten
werden nicht erstattet). Er6ffnung der Angebote:
04.02.2014 um 10:00 Uhr. Zuschlags- und Bin-
defrist: 25.02.2014. Referenzen sind dem Ange-
bot gemaB den Vergabeunterlagen beizufiigen.
Bieter, sowie deren Nachunternehmer und Verlei-
her von Arbeitskraften, soweit sie bereits bei
Angebotsabgabe bekannt sind, sind verpflichtet,
die gemaB §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Verga-
begesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderten
Verpflichtungserklarungen abzugeben. Zudem ist

die Verpflichtungserklarung gemaB § 19 TvgG-
NRW vom Bieter abzugeben.

Ausschreibungsunterlagen konnen ab dem
jeweils angegebenen Zeitpunkt abgeholt werden
bei: Landeshauptstadt Diisseldorf, Bauver-
waltungsamt -Submissionsstelle-, Brinckmann-
straBe 5, 3. Etage, Zimmer 3161, 40225 Diis-
seldorf, Montag bis Donnerstag von 7.30 bis
16.00 Uhr, Freitag von 7.30 bis 13.00 Uhr
(Telefon  0211-89-93902/Fax  89-29080/
e-mail: ausschreibungen@duesseldorf.de).

Die Ausschreibungsunterlagen konnen auch
schriftlich bei der v.g. Stelle unter Angabe des
Vergabeamtes und des Ausschreibungsobjektes
angefordert werden. Sofern gefordert, ist ein auf
den Betrag der Druckkosten ausgestellter
Scheck beizufiigen. Der Betrag kann auch unter
Angabe des Kassenzeichens 6004-7400-0195-4
und der Bezeichnung der Ausschreibung auf das
Konto der Stadtkasse Diisseldorf bei der Stadt-
sparkasse Diisseldorf (IBAN: DE61 3005 0110
0010 0004 95, BIC: DUSSDEDDXXX) iiberwiesen
werden. Die Ausgabe bzw. die Ubersendung der
Unterlagen erfolgt nur gegen den Nachweis der
Uberweisung. Unterlagen, die kostenlos abgege-
ben werden, kénnen auch per Fax unter der v.g.
Nummer oder per e-mail angefordert werden.

Geforderte Referenzen sind dem Angebot oder
dem Teilnahmeantrag im Rahmen eines Teilnah-
mewettbewerbes beizufiigen. Fir die Anforde-
rung von Ausschreibungsunterlagen sind Refe-
renzen nicht erforderlich. Die Angebote sind in
deutscher Sprache abzufassen. Zahlungen er-
folgen nach § 16 VOB/B bzw. § 17 VOL/B.

Abgabe der Angebote zu den oben genannten
Offnungszeiten bei der v.g. Stelle, jedoch in der
Poststelle des Bauverwaltungsamtes, Zimmer
3101. Die Angebote sollten moglichst 15 Minu-
ten vor dem Eréffnungs-/Abgabetermin dort vor-
liegen. Bitte beriicksichtigen Sie bei der Ubersen-
dung lhrer Angebote einen mindestens 2-tagigen
Postweg! Angebotserdffnungen nach der VOB fin-
den bei v.g. Stelle in Zimmer 3162 in Gegenwart
der Bieterinnen und Bieter statt. Bei Ausschrei-
bungen nach der VOL sind Bieterinnen und Bieter
nicht zugelassen. Teilnahmewettbewerbe: Bewer-
bungen in deutscher Sprache richten Sie mit den
geforderten Unterlagen bitte ebenfalls an die v.g.
Stelle. Die Antrage konnen auch durch Fax, e-mail
oder Telefon (bermittelt werden, missen aber
vor Ablauf der Bewerbungsfrist schriftlich besta-
tigt werden.

Zur Nachpriifung behaupteter VerstoBe gegen die
Vergabebestimmungen unterhalb der EU-relevan-
ten Schwellenwerte konnen sich Bewerberinnen
und Bewerber oder Bieterinnen und Bieter an die
Bezirksregierung Disseldorf, FischerstraBe 2,
40474 Diisseldorf, wenden.

Zur Nachpriifung behaupteter VerstoBe gegen die
Vergabebestimmungen oberhalb der EU-relevanten
Schwellenwerte kénnen sich Bewerberinnen und
Bewerber oder Bieterinnen und Bieter an die Verga-
bekammer bei der Bezirksregierung Diisseldorf,
Am Bonneshof 35, 40474 Diisseldorf wenden.

Alle  Ausschreibungsverdffentlichungen  finden
Sie im Internet unter www.duesseldorf.de/
ausschreibung. Soweit technisch moglich, kon-
nen verschiedene Ausschreibungen auch kom-
plett kostenlos abgerufen werden.
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Glasverbot Karneval 2014

GemaB § 14 Abs. 1 des Gesetzes (iber Aufbau
und Befugnisse der Ordnungsbehorden — Ord-
nungsbehdrdengesetz (OBG) - in Verbindung mit
§ 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
fiir das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW)
erlasst der Oberbiirgermeister der Landeshaupt-
stadt Dusseldorf fiir Altweiberfastnacht, Karne-
valssonntag und Rosenmontag 2014 folgende

Aligemeinverfiigung

1. Mitfithrungs- und Benutzungsverbot von
Glasbehéltnissen

Das Mitfiihren und die Benutzung von Glasbehalt-
nissen ist auBerhalb von geschlossenen Rau-
men in den unter Ziffer 2 genannten Zeitraumen
in dem unter Ziffer 3 genannten Bereich unter-
sagt.

Glasbehaltnisse sind alle Behaltnisse, die aus
Glas hergestellt sind, wie zum Beispiel Flaschen
und Glaser.

Von diesem Verbot ausgenommen ist das Mit-
fihren von Glasbehaltnissen durch Getranke-
lieferanten und Personen, welche diese offen-
sichtlich und ausschlieBlich zur unmittelbaren Mit-
nahme zur hauslichen Verwendung erworben
haben.

2. Zeitlicher Geltungsbereich

Das Verbot gilt in dem unter Ziffer 3 genannten
Bereich fiir:

Altweiberfastnacht
Donnerstag, 27.02.2014 von 8.00 Uhr bis Frei-
tag, 28.02.2014, 5.00 Uhr

Karnevalssonntag
Sonntag, 02.03.2014 von 12.00 Uhr bis Montag,

03.03.2014, 8.00 Uhr

Rosenmontag
Montag, 03.03.2014 von 08.00 Uhr bis Diens-

tag, 04.03.2014, 5.00 Uhr
3. Raumlicher Geltungsbereich

Das Mitfuhrungs- und Benutzungsverbot nach Zif-
fer 1 gilt in dem wie folgt umgrenzten Bereich der
Altstadt (an der Nordgrenze beginnend im Uhrzei-
gersinn):

Emilie-Schneider-Platz, Altestadt, Ratinger StraBe,
Heinrich-Heine-Allee (westliche Seite zwischen
der Ratinger StraBe und der Flinger StraBe ein-
schlieBlich Mittelstreifen), Flinger StraBe, Berger
StraBe, HafenstraBe, SchulstraBe, Rathausufer,
Rheinwerft, SchloBufer (bis auf die SchulstraBe
und die Heinrich-Heine-Allee jeweils einschlieB-
lich).

Der raumliche Geltungsbereich ist der beigefiig-
ten Karte zu entnehmen. Die Karte ist Bestandteil
der Allgemeinverfliigung.

4. Anordnung der sofortigen Vollziehung

Die sofortige Vollziehung dieser Verfligung wird
gemaB § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet. Eine
etwa eingelegte Klage hat daher keine aufschie-
bende Wirkung.

5. Androhung von Zwangsmitteln

Hiermit drohe ich fiir den Fall des Mitfiihrens oder
Benutzens eines Glasbehaltnisses innerhalb des
zeitlichen und raumlichen Geltungsbereiches die-
ser Allgemeinverfligung das Zwangsmittel des
unmittelbaren Zwangs in Form der Wegnahme
des mitgefiihrten Glasbehaltnisses bzw. der mit-
geflihrten Glasbehaltnisse an.

6. Bekanntgabe

Diese Verfiigung wird gemaB § 41 Absatz 3 und
4 Verwaltungsverfahrensgesetz Nordrhein-West-
falen (VWWVfG NRW) offentlich bekannt gemacht
und gilt mit dem auf die Bekanntmachung folgen-
den Tag als bekannt gegeben.

Begriindung:

Seit Jahrzehnten erfreut sich der Diisseldorfer
StraBenkarneval einer regionalen und iiberregio-
nalen Bekanntheit und Beliebtheit und wird daher
regelmaBig von mehreren hunderttausend Besu-
chern aufgesucht. Dabei werden im o6ffentlichen
StraBenraum regelmaBig Getranke konsumiert.
Die Getranke befinden sich iiberwiegend in Glas-
behaltnissen und werden nicht nur in den umlie-
genden Einzelhandels- und Gastronomiebetrieben
vor Ort gekauft, sondern von den Feiernden viel-
fach mitgebracht.

In friiheren Jahren (bis einschlieBlich 2010) wurde
festgestellt, dass eine ordnungsgemaBe Entsor-
gung der Getrankebehaltnisse haufig unterbleibt.
Ein sehr hoher Anteil der Flaschen wurde achtlos
auf den Boden geworfen oder abgestellt, wo sie
durch die Feiernden - versehentlich oder absicht-
lich — weggetreten wurden und zersplitterten.

Nach kurzer Zeit waren die StraBen mit Scherben
und zerbrochenen Glasbehaltnissen (bersat.
Diese wurden fiir die Besucher zur Stolperfalle
und verursachten Verletzungen.

Mit Anstieg des Alkoholgenusses erhoht sich
nicht nur die Stolper- und damit verbundene Ver-
letzungsgefahr, sondern erfahrungsgemas auch
die Gewaltbereitschaft der Besucher und Besu-
cherinnen. In diesem Kontext wurden vielfach Fla-
schen bzw. Flaschenteile als Schlag- und Stich-
waffe oder Wurfgeschoss gegen andere Besu-
cher sowie gegen die eingesetzten Ordnungskraf-
te eingesetzt.

SchlieBlich fiihrte der Scherbenteppich zu Scha-
den an den Fahrzeugen der eingesetzten Einsatz-
und Rettungsdienste und erschwerte die Arbeit
der Einsatzkrafte. Insbesondere durch Schaden
an Rettungsfahrzeugen kénnen im Einzelfall u. U.
akute, lebensrettende Einsatze nur mit erhebli-
cher Zeitverzogerung durchgefiihrt werden.

In 2010 zusatzlich bereitgestellte Glassammelbe-
halter wurden fiir sich genommen nur wenig
genutzt und flihrten nicht zu einer nennenswerten
Reduzierung des Scherbenteppichs auf den
StraBen.

Eine Reinigung der StraBen wahrend der Veran-
staltung ist aufgrund des hohen Besucheraufkom-
mens nicht moglich.

Die von den Glasbehaltnissen und Scherben aus-
gehende Gefahr kann durch die Krafte der Polizei,
der Feuerwehr, den Hilfsorganisationen, dem Ord-
nungs- und Servicedienst und der AWISTA, nicht
wirkungsvoll beseitigt bzw. auf ein hinnehmbares

MaB reduziert werden.

Gleichartige Allgemeinverfiigungen in den Jahren
2011, 2012 und 2013 hatten die Sicherheit des
Karnevals erheblich verbessert. Die Zahl der
Schnittverletzungen durch Glasscherben konnte
durch diese MaBnahme drastisch reduziert wer-
den. Die Besucherinnen und Besucher haben
diese Verbesserung praktisch durchgangig sehr
positiv aufgenommen.

Zul.

GemaB §§ 1, 3, 4 und 5 des Gesetzes iber
Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehor-
den — Ordnungsbehordengesetz (OBG) bin ich
die fir die getroffene Anordnung zustandige
Behorde.

Nach § 14 Absatz 1 Ordnungsbehdrdengesetz
konnen die Ordnungsbehorden die notwendigen
MaBnahmen treffen, um eine im Einzelfall beste-
hende Gefahr fiir die offentliche Sicherheit oder
Ordnung abzuwehren.

Eine derartige Gefahr besteht darin, dass bei
ungehindertem Ablauf des Geschehens sicher
damit zu rechnen ist, dass die Besucher des Dis-
seldorfer StraBenkarnevals Getranke in Glasbe-
haltnissen in die Altstadt mitbringen und dort kon-
sumieren werden, und dass sie die Glasbehaltnis-
se anschlieBend nicht ordnungsgemas entsorgen
werden, sondern so auf die StraBe stellen bzw.
werfen, dass die Behaltnisse nachfolgend zer-
stort werden mit der Folge, dass anschlieBend
Besucher iiber die Scherben stolpern und/oder
sich bei sonstigen Stiirzen an den Scherben ver-
letzen werden.

Aufgrund der groBen Mengen ist auch damit zu
rechnen, dass Scherben durch das Schuhwerk
dringen und Verletzungen der Feiernden verursa-
chen.

Von den Glasflaschen und Glasern geht zudem
eine erhebliche Gefahr fir Leib, Leben und
Gesundheit aus, wenn diese missbrauchlich als
Wurf- und Stichwaffen gegen Menschen einge-
setzt werden.

Die Allgemeinverfiigung richtet sich an alle Perso-
nen, die sich in dem unter Ziffer 3 genannten
Bereich aufhalten und Glasbehaltnisse mit sich
flihren bzw. diese benutzen.

Das Mitfihr- und Benutzungsverbot von Glasbe-
haltnissen soll sicherstellen, dass Glasbehaltnis-
se erst gar nicht in den unter Ziffer 3 genannten
Bereich gelangen. Dadurch soll eine gegenwarti-
ge erhebliche Gefahr abgewendet werden.

Das Verbot ist geeignet, um Gefahren fiir die Fei-
ernden, Einsatzkrafte und unbeteiligte Dritte
durch Flaschen, Glaser und Glasscherben in dem
zu Karneval stark frequentierten Altstadtbereich
abzuwehren und somit einen Beitrag zu ihrer kor-
perlichen Unversehrtheit zu leisten.

Ein milderes Mittel zur Erreichung dieses Zwek-
kes besteht nicht.

AufklarungsmaBnahmen gegeniiber den Besu-
chern und die Erweiterung der Entsorgungsmog-
lichkeiten — ohne ordnungsbehdrdliches Verbot —
haben in den Jahren bis 2010 nicht zu einer nen-
nenswerten Reduzierung des Scherbenaufkom-
mens gefiihrt.

Die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten bei
rechtswidriger Abfallentsorgung reduziert in der
aktuellen Lage das Scherbenaufkommen nicht.
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Eine abschreckende Wirkung konnte — wenn sie
sich iberhaupt erreichen lasst — erst zu spateren
Terminen erzielt werden.

Auch die Aussprache von Platzverweisen in Ein-
zelfallen flihrt nicht zur Beseitigung der Gefahr,
da bei der hohen Besucherzahl naturgemaB nur
ein kleiner Bruchteil der aktiv ordnungswidrig han-
delnden Personen festgestellt und entsprechend
sanktioniert werden kann und iberdies auch in
diesen Fallen die bereits verursachten Scherben
nicht mehr kurzfristig entfernt werden konnen.

Die Voraussetzungen des § 19 OBG fiir die Inan-
spruchnahme nicht verantwortlicher Personen
sind gegeben, weil es um die Abwehr einer
gegenwartigen erheblichen Gefahr fiir hohe
Rechtsgiiter der Beteiligten geht. Eine Beschran-
kung der MaBnahmen auf die ordnungswidrig han-
delnden Personen verspricht aufgrund der hohen
Fallzahlen keinen Erfolg.

Eine sofortige Entsorgung der Flaschen, Glaser
und Scherben durch dafiir eingesetztes eigenes
Personal ist aufgrund des hohen Besucherauf-
kommens nicht realisierbar.

Fiir die in Anspruch genommenen Personen
ergibt sich aus dem Mitfiihrungs- und Benutzungs-
verbot keine eigene Gefahrdung und keine Verlet-
zung hoherwertiger Pflichten.

In raumlicher und zeitlicher Hinsicht ist die MaB-
nahme auf das erforderliche MaB beschrankt.

Das Verbot ist, insbesondere unter Beachtung
des Grundsatzes der VerhaltnismaBigkeit (§ 15
0BG), auch angemessen.

Das Verbot der Benutzung und Mitfiihrung von
Glasbehaltnissen in dem unter Ziffer 2 und 3
bezeichneten zeitlichen und raumlichen Geltungs-
bereich stellt zwar grundsatzlich eine Einschran-
kung der allgemeinen Handlungsfreiheit dar. Die
Beeintrachtigung ist jedoch geringfligig, weil die
Moglichkeit verbleibt, Getranke etc. in alternati-
ven Behaltnissen (z. B. aus Kunststoff) mitzufiih-
ren und zu konsumieren.

Ausgenommen von dem unter Ziffer 1 angeordne-
ten Mitfihrungsverbot von Glasbehaltnissen sind
lediglich Getrankelieferanten und Personen, wel-
che diese offensichtlich und ausschlieBlich zur
unmittelbaren Mitnahme zur hauslichen Verwen-
dung erworben haben. Fiir Getrankelieferanten
und Bewohner innerhalb des raumlichen Gel-
tungsbereiches besteht somit weiterhin die Mog-
lichkeit, Getranke bei den Gewerbebetrieben
anzuliefern bzw. mit nach Hause zu nehmen. Bei
diesem Personenkreis ist eine kurzfristige ord-
nungswidrige Entsorgung leerer Behaltnisse im
StraBenraum nicht anzunehmen.

Der Verkauf von Getranken in Glasbehaltnissen
zum Konsum auBer Haus wird den in dem raumli-
chen Geltungsbereich gelegenen Gaststatten,
Imbissbetrieben und sonstigen Betrieben, die
ublicherweise Glasflaschen etc. verkaufen (Kios-
ke, Supermérkte, Einzelhandel usw.) mit separa-
ten Ordnungsverfiigungen entsprechend unter-
sagt.

Zu 2.

Der zeitliche Geltungsbereich wurde aufgrund der
Erfahrungen der vergangenen Jahre festgelegt.
Die Erfahrungen aus den Jahren 2011, 2012 und
2013 wurden dabei beriicksichtigt.

An den aufgefiihrten Tagen ist das Besucherauf-
kommen in dem unter Ziffer 3 genannten Bereich
am Hochsten und damit auch das Risiko, durch

Flaschen, Glas und Glasscherben verletzt zu wer-
den.

Zu 3.

Die Festlegung des raumlichen Geltungsberei-
ches erfolgte unter Beriicksichtigung der bisher
gewonnenen Erkenntnisse der Ordnungs- und
Sicherheitsbehdrden.

Der Hauptanziehungspunkt fiir die Besucher des
StraBenkarnevals ist der unter Ziffer 3 genannte
Bereich.

Der raumliche Geltungsbereich wurde auf diesen
besonders gefahrdeten Bereich der Altstadt
beschrankt.

Zu 4.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung meiner
Verfligung zu Ziffer 1 ist gemaB § 80 Absatz 2
Nummer 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)
im offentlichen Interesse geboten. Ein gegen
diese Verfiigung eingelegter Rechtsbehelf entfal-
tet somit keine aufschiebende Wirkung.

Angesichts der drohenden Gefahr fir die
geschitzten Rechtsgliter, die von nicht ordnungs-
gemaB entsorgten Glasbehaltnissen ausgeht,
kann der Ausgang eines verwaltungsgerichtlichen
Verfahrens nicht abgewartet werden. Das private
Interesse an der Nutzung von Glasbehaltnissen
im offentlichen Bereich muss fiir den zeitlich und
ortlich begrenzten Geltungsbereich den bedeu-
tenden Schutzgiitern gegeniiber zurilickstehen.

Dem Interesse des Einzelnen an der aufschieben-
den Wirkung eines Rechtsbehelfs kommt mit
Blick auf die schiitzenswerten Rechtsgiiter, insbe-
sondere die korperliche Unversehrtheit, eine
nachrangige Bedeutung zu.

Zu 5.

Die Androhung von Zwangsmitteln erfolgt auf der
Grundlage der §§ 55, 58, 62 und 63 des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes fiir das Land Nord-
rhein-Westfalen — VwVG NRW.

Vorliegend wird gemaB § 62 VwVG NRW das
Zwangsmittel des unmittelbaren Zwanges ange-
droht.

Gem. § 58 Absatz 3 VwVG NRW darf der unmit-
telbare Zwang nur angewendet werden, wenn
andere Zwangsmittel nicht zum Ziel flihren oder
untunlich sind. Zweck des Mitfiihrungs- und Benut-
zungsverbotes ist es, den raumlichen Geltungs-
bereich von GlasgefaBen frei zu halten, um die
oben beschriebenen Gefahren zu vermeiden. Vor
diesem Hintergrund muss auch ein Zwangsmittel
angedroht werden, das zum sofortigen Erfolg
fiihrt und wirksam verhindert, dass Glas in den
Bereich gelangt und dort benutzt wird.

Da weder durch die Androhung und Festsetzung
eines Zwangsgeldes die sofortige Beseitigung
der Gefahr erreicht werden kann und zudem auch
ein angemessenes Zwangsgeld den Wert des
Inhalts eines Glasbehaltnisses im Regelfall ber-
steigen diirfte, ist die Anwendung des unmittelba-
ren Zwangs auch das mildeste geeignete Mittel
und damit verhaltnismaBig. Eine dieser MaBnah-
me vorgeschaltete Aufforderung, sich mit dem
mitgefihrten Glasbehaltnis aus der Verbotszone
zu entfernen, ist ungeeignet und untunlich, da die
Befolgung dieser Aufforderung faktisch nur mit
einem sehr hohen Zeitaufwand zu kontrollieren
ware, und die Bindung der Einsatzkréafte von Ord-

nungsamt oder Polizei an einen einzelnen ,Fall“
insgesamt die Effektivitat der ordnungsbehordli-
chen Kontrollen erheblich gefahrden wiirde.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfiigung kann innerhalb
eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben
werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht
Diisseldorf (BastionstraBe 39, 40213 Diisseldorf
oder Postfach 200860, 40105 Diisseldorf)
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschaftsstelle oder in elektronischer
Form nach MaBgabe der Verordnung (iber den
elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwal-
tungsgerichten und den Finanzgerichten im
Lande Nordrhein — Westfalen (Elektronische
Rechtsverordnung Verwaltungs- und Finanzgerich-
te — ERWO VG/FG) vom 7. November 2012 (GV.
NRW S. 548) zu erheben.

Wird die Klage schriftlich erhoben, soll sie mog-
lichst dreifach eingereicht werden.

Die vorgenannte Allgemeinverfligung wird hiermit
bekannt gemacht.

Disseldorf, 16.12.2013
Der Oberbiirgermeister
In Vertretung

Dr. Stephan Keller
Beigeordneter

Kraftloserklarung

Die am 10.05.2012 ausgehandigte Gemein-
schaftslizenz und die ausgehandigte beglaubigte
Kopie der Gemeinschaftslizenz fiir den grenz-
lberschreitenden gewerblichen Giiterkraftver-
kehr, ausgestellt auf das Unternehmen “Karl-
Heinz Ernst Ewe", Neumannstr. 2, 40235 Diissel-
dorf, giiltig bis 09.05.2022, werden gemaB § 52
Verwaltungsverfahrensgesetz (VWVfG) in der aktu-
ellen Fassung fiir kraftlos erklart. Zweitschriften
wurden am 16.12.2013 ausgestellt.

Landeshauptstadt Diisseldorf
Der Oberbiirgermeister
Amt fiir Einwohnerwesen-

Goethe-Museum

Anton- und Katharina-Kippenberg-Stiftung

Schloss Jagerhof

JacobistraBe 2

Tel. 89-96262

dienstags bis freitags und sonntags

11 bis 17 Uhr, samstags 13 bis 17 Uhr
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Jahresabschluss 2012
Der Diisseldorf Marketing & Tourismus GmbH

Die Gesellschafterversammlung der Diisseldorf
Marketing & Tourismus GmbH hat am 10.06.
2013 den Jahresabschluss zum 31.12.2012
festgestellt und (iber die Ergebnisverwendung wie
folgt beschlossen:

Die Gewinn- und Verlustrechnung des Jahres
2012 weist bei einem Umsatz von 5.815.961,74
Euro ein Jahresergebnis in Hohe von
- 328.687,56 Euro aus. Der Jahresfehlbetrag
wird auf neue Rechnung vorgetragen, so dass
sich der Bilanzgewinn auf 244.325,36  belauft.
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der
Benrather StraBe 9, 5. OG, im Sekretariat der
Geschaftsfihrung aus.

Die mit der Prifung des Jahresabschlusses und
des Lageberichtes beauftragte Wirtschaftspri-
fungsgesellschaft Dr. Brandenburg Wirtschaftsbe-
ratungs-GmbH, Diisseldorf hat am 17.05.2013
folgenden Bestatigungsvermerk erteilt:

,Wir haben den Jahresabschluss — bestehend aus
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie
Anhang - unter Einbeziehung der Buchfihrung
und den Lagebericht der Diisseldorf Marketing
& Tourismus GmbH, Disseldorf, fiir das
Geschaftsjahr vom 01.01. bis 31.12.2012
gepriift. Die Buchfiihrung und die Aufstellung von
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und den
erganzenden Bestimmungen des Gesellschafts-
vertrags liegen in der Verantwortung der gesetz-

lichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe
ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
fUhrten Priifung eine Beurteilung iber den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchfiihrung
und Uber den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlusspriifung nach §
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftspriifer (IDW) festgestellten deutschen
Grundsatze ordnungsmaBiger Abschlusspriifung
vorgenommen. Danach ist die Priifung so zu pla-
nen und durchzufithren, dass Unrichtigkeiten und
VerstoBe, die sich auf die Darstellung des durch
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund-
satze ordnungsmaBiger Buchfilhrung und durch
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermo-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden.
Bei der Festlegung der Prifungshandlungen wer-
den die Kenntnisse (iber die Geschaftstatigkeit
und iber das wirtschaftliche und rechtliche
Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen
lber mogliche Fehler berticksichtigt. Im Rahmen
der Priifung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen  Kontrollsy-
stems sowie Nachweise fiir die Angaben in Buch-
fiihrung, Jahresabschluss und Lagebericht iiber-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt.
Die Priifung umfasst die Beurteilung der ange-
wandten  Bilanzierungsgrundsatze und  der
wesentlichen Einschatzungen der gesetzlichen
Vertreter sowie die Wirdigung der Gesamtdar-
stellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prii-
fung eine hinreichend sichere Grundlage fiir unse-
re Beurteilung bildet.

Unsere Priifung hat zu keinen Einwendungen
gefiihrt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Priifung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften
und den erganzenden Bestimmungen des Gesell-
schaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung
der Grundsatze ordnungsmaBiger Buchfiihrung
ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechen-
des Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft. Der Lagebericht steht im Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken
der zukiinftigen Entwicklung zutreffend dar.”

Diisseldorf, 17. Mai 2013

Disseldorf Marketing &
Tourismus GmbH

Die Geschaftsfiihrer

Dr. Eva-Maria llligen-Giinther
Hans-Jirgen Rang

Uwe Kerkmann

Offentliche Zustellungen

Ordnungsamt:

des Bescheides 3270-0461-6494-4 SB 013 vom
17.12.2013 an Joliffe, David, Milfield Lane 1,
WA119GA Haydock, GroBbritannien

des Bescheides 3270-0461-65304 SB 013 vom
17.12.2013 an Damaschin, Lucian, Sat. Dobrogostea
366, 6720 Com. Merisani, Rumanien

des Bescheides 3270072396870 SB 012 vom
17.12.2013 an Vitor Nobrega, St. James Rd, Flat
1922, 00000 London, GroBbritannien

des Bescheides 3270-07239607-1 SB 012 vom
17.12.2013 an Vitor Nobrega, St. James Rd, Flat
1922, 00000 London, GroBbritannien

des Bescheides 3270-0460-28609 SB 016 vom
18.11.2013 an Thomas Boudewiin Van der Kroon,
Oktoberplein 7b, 5225 CC Ovrlaan, Niederlande

des Bescheides 3290-1053-8266-8 SB 009 vom
10.12.2013 an Hughes, Richard, Marcien Way 10,
00000 Widnes Cheshire WA8 9ZL, GroBbritannien

des Bescheides 3290-1053-73820 SB 020 vom
05.11.2013 an Ciurcanu, Olimpia, Langenberger Stra-
Be 30, 40233 Diisseldorf

des Bescheides 3270-0461-25086 SB 061 vom
17.12.2013 an Suliman, Achif, Str. Barsei 41, 91000
Calarasi, Rumanien

des Bescheides 3270-0460-39430 SB 054 vom
17.12.2013 an Hako Martin, 27 The Gateway Bythesea
Road 0, 00000 Wiltshier BA 148 Fz, GroBbritannien

des Bescheides 3270-0460-42482 SB 061 vom
22.11.2013 an Jacobsen, Johnny, Tiimpsend 53,
41352 Korschenbroich

des Bescheides 3290-1051-0657-1 SB 118 vom
22.11.2013 an Maltesta, Erik, Via Fratelli Vercelli Cap
23, 10022 Carmagnola, Italien

des Bescheides 3270-0461-14688 SB 114 vom
18.11.2013 an De Groot, Egbert, Beeklaan 53, 2201
BA Noordwijk, Niederlande

des Bescheides 3270-0461-01390 SB 116 vom
31.10.2013 an Karakus, Cihan, CarlAlexander-StraBe
17, 52531 Uebach-Palenberg

des Bescheides 3290-1052-85751 SB 112 vom
11.11.2013 an Philip Burmeister, BeethovenstraBe 17,
42579 Heiligenhaus

des Bescheides 3270-0461-04968 SB 118 vom
28.10.2013 an Mihaila, Dragos-Marin, Schragmiiller-
straBe 65, 44357 Dortmund

des Bescheides 3260-0003-72636 SB 123 vom
28.10.2013 an Nooitgedacht, Tjebbe, Graaf Lode-
wijklaan 2, 8064 ZW Zwartsluis, Niederlande

des Bescheides 3270-0460-57412 SB 124 vom
04.11.2013 an Vertis, Dimitris, Theotopoulou Marousi
4, 15125 Athen, Griechenland

des Bescheides 3270-0459-80209 SB 124 vom
28.10.2013 an Vertis, Dimitris, Theotopoulou Marousi
4, 15125 Athen, Griechenland

des Bescheides 3270-0461-5576-7 SB 111 vom

02.12.2013 an Alan, Atalay, Bonner Wall 37, 50677
Koln

des Bescheides 3270-0460-56165 SB 111 vom
02.12.2013 an Ak, Dennis, GrafRecke-StraBe 151,
40237 Diisseldorf

Die Bescheide konnen beim Ordnungsamt der Landes-
hauptstadt Diisseldorf, Erkrather StraBe 1-3, D-40233
Diisseldorf, eingesehen bzw. in Empfang genommen
werden.

Mit der offentlichen Zustellung werden Fristen in Gang
gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen kon-
nen.

Amt fiir Einwohnerwesen
Kommunale Auslanderbehorde

Bescheid tber die offentlich-rechtliche Familiennamens-
anderung seines Kindes an Herrn Mazlum Oral, zurzeit
unbekannten Aufenthaltes.

Der Bescheid kann beim Amt fiir Einwohnerwesen,
Kommunale Auslanderbehérde, Will-Becker-Allee 7 in
40227 Diisseldorf, 2. Etage, in Empfang genommen
werden.

Mit der offentlichen Zustellung wird die Frist in Gang
gesetzt, nach deren Ablauf die Rechtskraft des Beschei-
des (iber die Familiennamensanderung des Kindes fest-
steht.
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Bekanntmachung

Aufforderung des Wahlleiters zur Einreichung von Wahlvorschladgen fiir die Wahl des Rates, der 10 Bezirksvertretungen und fiir die Wahl
der Oberbiirgermeisterin/des Oberbiirgermeisters am 25. Mai 2014

1. Rechtsgrundlagen

Auf die Bestimmungen der §§ 7, 12,15 bis 20
sowie der §§ 46a, b und d des Kommunalwahlge-
setzes (KWahlG), der §§ 24 bis 31, 70 bis 72,
75a und b sowie 83 der Kommunalwahlordnung
(KWahlO) sowie des § 65 der Gemeindeordnung
fir das Land Nordrhein-Westfalen (GO) weise ich
hin und fordere zur Einreichung von Wahlvorschla-
gen und Listenwahlvorschlagen auf.

2. Wahlbezirkseinteilung
Die durch den Kommunalwahlausschuss in der
Sitzung am 14. Mai 2013 beschlossene Eintei-
lung des Stadtgebietes in 41 Kommunalwahlbe-
zirke wurde am 25. Mai 2013 im Diisseldorfer
Amtsblatt bekannt gemacht.

Das Wahlgebiet fir die Wahl des Rates und der
Oberbiirgermeisterin/des Oberbiirgermeisters ist
das Gebiet der Stadt Diisseldorf, fiir die Wahlen
zu den Bezirksvertretungen das Gebiet des jewei-
ligen Stadtbezirkes gem. § 22 der Hauptsatzung
der Stadt Diisseldorf

3. Aufforderung zur Einreichung von Wahl-
vorschldgen

3.1 Gemeinsame Regelungen fiir alle Wahl-
vorschlage

Wahlvorschlage zum Rat der Stadt, fiir die Wahl in

den Wahlbezirken und aus den Reservelisten, die

Listenwahlvorschlage fiir die Wahlen zu den

Bezirksvertretungen sowie die Wahl der Oberbiir-

germeisterin/des Oberbiirgermeisters miissen

gem. 8§ 15 Abs. 1, 16 Abs. 3 KWahlG spate-

stens am 48. Tag vor der Wahl,

Montag, 07. April 2014, 18.00 Uhr (Aus-
schlussfrist),

beim Wahlleiter der Landeshauptstadt Diissel-
dorf, Amt fir Statistik und Wahlen, Brinckmann-
straBe 5, 40225 Diisseldorf, eingereicht werden.
Bei postalischer Ubersendung ist der Zeitpunkt
des Eingangs beim Wahlleiter maBgebend. Es
empfiehlt sich, Wahlvorschlage maglichst friihzei-
tig einzureichen, damit etwaige Mangel, die die
Gliltigkeit der Wahlvorschlage bertihren, rechtzei-
tig behoben werden konnen.

Fir die Wahlvorschlage sind amtliche Vordrucke
entsprechend der Anlagen zur KWahlO zu verwen-
den, die vom Wahlleiter der Landeshauptstadt
Diisseldorf, Amt fiir Statistik und Wahlen, Brinck-
mannstraBe 5, wahrend der Dienststunden (mon-
tags bis donnerstags von 9.00 Uhr bis 14.00 Uhr
und freitags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr) kosten-
frei ausgegeben oder als Datei (ibersandt wer-
den.

Wahlvorschlage konnen von politischen Parteien
i. S. d. Art. 21 Grundgesetz (Parteien), von Grup-
pen von Wahlberechtigten (Wahlergruppen) und
von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewer-
bern), von diesen allerdings keine Reserveliste,
eingereicht werden.

Wahlbar fiir die Wahl des Rates und Bezirksvertre-
tung ist gemaB § 12 Abs. 1i. V. m § 7 KWahIG
jede wahlberechtigte Person eines Wahlgebietes,
die am Wahltag Deutsche im Sinne von Artikel
116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder die
Staatsangehorigkeit eines Mitgliedstaates der

Europaischen Gemeinschaft besitzt, das 18.
Lebensjahr vollendet hat und mindestens seit drei
Monaten in dem Wahlgebiet ihre Wohnung (Haupt-
wohnung) hat.

Wahlbar fiir die Wahl der Oberblirgermeiste-
rin/des Oberblirgermeisters ist gemaB § 65 Abs.
3 GO, wer am Wahltag Deutscher im Sinne von
Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetztes ist oder
die Staatsangehorigkeit eines Mitgliedstaates der
Europdischen Gemeinschaft besitzt und eine
Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland inne-
hat, das 23. Lebensjahr vollendet hat und nicht
vom Wahlrecht ausgeschlossen ist sowie die
Gewahr dafiir bietet, dass er jederzeit fiir die frei-
heitlich demokratische Grundordnung im Sinne
des Grundgesetzes eintritt.

Nicht wahlbar ist bei allen Wahlen, wer am Wahl-
tag infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik
Deutschland die Wahlbarkeit oder die Fahigkeit
zur Bekleidung offentlicher Amter nicht besitzt.
Als Bewerber einer Partei oder Wahlergruppe
kann in einem Wahlvorschlag nur benannt wer-
den, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung im Wahlgebiet hierzu gewahlt worden
ist und wer seine Zustimmung hierzu schriftlich
erteilt hat.

Jeder Bewerber darf sich nur in einen Wahlvor-
schlag der gleichen Art aufnehmen lassen. Zulas-
sig ist die gleichzeitige Kandidatur zur Wahl des
Rates, der Reserveliste und der Bezirksvertre-
tung sowie zur Wahl der Oberbirgermeiste-
rin/des Oberbiirgermeisters.

Die Bewerber und die Vertreter fir die Vertreter-
versammlung sind in geheimer Wahl zu wahlen.
Entsprechendes gilt fiir die Festlegung der Rei-
henfolge der Bewerber auf der Reserveliste und
fiir die Bestimmung der Ersatzbewerber. Stimm-
berechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammen-
tritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlbe-
rechtigt ist. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer
der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den
Bewerbern und Ersatzbewerbern ist Gelegenheit
zu geben, sich und ihr Programm der Versamm-
lung in angemessener Zeit vorzustellen.

Als Vertreter fiir eine Vertreterversammlung kann
nur gewahlt werden, wer am Tage des Zusam-
mentritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen
Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist.
Die Vertreter fiir die Vertreterversammiung und
die Bewerber sind ab dem 42. Monat nach
Beginn der Wahlperiode, die Bewerber fiir die
Wahlbezirke friihestens nach der offentlichen
Bekanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes in
Wahlbezirke (25. Mai 2013) zu wahlen.

Eine Ausfertigung der Niederschrift iiber die Wahl
der Bewerber ist mit dem Wahlvorschlag einzurei-
chen. Hierbei haben der Leiter der Versammlung
und zwei von dieser bestimmte Teilnehmer
gegeniiber dem Wahlleiter an Eides statt zu versi-
chern, dass die Wahl der Bewerber in geheimer
Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reserve-
listen hat sich die Versicherung an Eides statt
auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung
der Reihenfolge der Bewerber und die Bestim-
mung der Ersatzbewerber in geheimer Abstim-
mung erfolgt sind. Der nochmaligen Einreichung

dieser Dokumente bedarf es nicht, soweit eine
Ausfertigung der Niederschrift und der Versiche-
rungen an Eides statt einem anderen Wahlvor-
schlag im Wahlgebiet beigefiigt sind.

Das Vorlegen einer Ausfertigung der Nieder-
schrift und der Versicherung an Eides statt bis
zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vorausset-
zung fiir das Vorliegen eines giiltigen Wahlvor-
schlages.

Der Wahlausschuss hat Wahlvorschlage zuriick-
zuweisen, wenn sie verspatet eingereicht sind,
den durch das KWahlG oder die KWahlO aufge-
stellten Anforderungen nicht entsprechen oder
auf Grund einer Entscheidung nach Art. 9 Abs. 2,
Art. 21 Abs. 2 des Grundgesetzes oder Art. 32
Abs. 2 der Landesverfassung unzulassig sind.

Die Wahlvorschlage von Parteien und Wahlergrup-
pen miissen von der fiir das Wahlgebiet zustandi-
gen Leitung unterzeichnet sein.

Ist die Partei oder Wahlergruppe in der im Zeit-
punkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperi-
ode nicht ununterbrochen im Rat der Stadt, im
Landtag oder auf Grund eines Wahlvorschlages
aus Nordrhein-Westfalen im Deutschen Bundes-
tag vertreten, so kann sie Wahlvorschlage nur
einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen
nach demokratischen Grundsatzen gewahlten
Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Pro-
gramm hat. Von dieser Nachweispflicht sind sol-
che Parteien befreit, die die erforderlichen Unter-
lagen bis zum Tage der Wahlausschreibung dem
Bundeswahlleiter ordnungsgemaB eingereicht
haben.

Die Wahlvorschlage dieser Parteien und Wahler-
gruppen und die Wahlvorschlage von Einzelbe-
werbern miissen ferner von Wahlberechtigten
des Wahlgebietes personlich und handschriftlich
unterzeichnet sein (Unterstitzungsunterschrif-
ten).

Staatsangehorige eines Mitgliedsstaates der
Européischen Gemeinschaft (Unionsbiirger) sind
unter den gleichen Voraussetzungen wie Deut-
sche wahlberechtigt und wahlbar.

3.2 Wahlvorschldge fiir die Wahl in den
Wahlbezirken (Ratswahl)

Wahlvorschlage fiir die Wahl in den Wahlbezirken

konnen von Parteien, Wahlergruppen und Einzel-

bewerbern eingereicht werden. Sie gelten nur fiir

die Wahl in einem bestimmten der 41 Wahlbezir-

ke der Stadt Diisseldorf.

Die Wahlvorschlage dieser Parteien und
Wahlergruppen miissen von 20 Wahlberech-
tigten des Wahlbezirks personlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch
fiir Wahlvorschlage von Einzelbewerbern, es
sei denn, dass sie in der zu wahlenden Ver-
tretung einen Sitz auf Grund eines Wahlvor-
schlages haben, in dem sie als Einzelbewer-
ber benannt waren und der Wahlvorschlag
von ihnen selbst unterzeichnet ist.

3.3 Wahlvorschlage fiir die Wahl aus der
Reserveliste

Wahlvorschlage fiir die Wahl aus der Reserveliste

konnen nur von Parteien oder Wahlergruppen
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nicht aber von Einzelbewerbern eingereicht wer-
den und gelten fiir das gesamte Stadtgebiet Diis-
seldorf.

Die Zahl der notwendigen Unterstiitzungs-
unterschriften betragt 100.

Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden,
dass ein Bewerber, unbeschadet der Reihenfolge
im Ubrigen, Ersatzbewerber fiir einen im Wahlbe-
zirk oder fiir einen auf einer Reserveliste aufge-
stellten Bewerber sein soll.

3.4 Wahlvorschlidge fiir die Wahl der Be-
zirksvertretungen

Wahlvorschlage fiir die Wahl der Bezirksvertretun-

gen konnen von Parteien und Wahlergruppen,

nicht aber von Einzelbewerbern eingereicht wer-

den und gelten fiir den jeweiligen Stadtbezirk.

Die Zahl der notwendigen Unterstiitzungsun-
terschriften betragt

im Stadtbezirk 1
von 50 Wahlberechtigten des Stadtbezirks

im Stadtbezirk 2
von 45 Wahlberechtigten des Stadtbezirks

im Stadtbezirk 3
von 50 Wahlberechtigten des Stadtbezirks

im Stadtbezirk 4
von 31 Wahlberechtigten des Stadtbezirks

im Stadtbezirk 5
von 26 Wahlberechtigten des Stadtbezirks

im Stadtbezirk 6
von 46 Wahlberechtigten des Stadtbezirks

im Stadtbezirk 7
von 37 Wahlberechtigten des Stadtbezirks

im Stadtbezirk 8
von 45 Wahlberechtigten des Stadtbezirks

im Stadtbezirk 9
von 50 Wahlberechtigten des Stadtbezirks

im Stadtbezirk 10
von 19 Wahlberechtigten des Stadtbezirks.

Wahlbar sind die Wahlberechtigten, die in diesem
Stadtbezirk fiir die Wahl des Rates wahlberechtigt
sind und das 18. Lebensjahr vollendet haben,
sowie Wahlberechtigte, die in einem Kommunal-
wahlbezirk des Stadtbezirks als Bewerber fiir die
Wahl des Rates aufgestellt sind.

3.5 Wahlvorschlage fiir die Wahl der Ober-
biirgermeisterin / des Oberbiirgermei-
sters

Teilnahme der Unionsbiurger
an der Europawahl am 25. Mai 2014

Bekanntmachung fiir Staatsangehorige der iibrigen Mitgliedstaaten der Europaischen Union (Unionsbiirger)
zur Wahl zum Européischen Parlament in der Bundesrepublik Deutschland

Am Sonntag, 25. Mai 2014, findet die Wahl der
Abgeordneten des Europaischen Parlaments aus
der Bundesrepublik Deutschland statt.

An dieser Wahl konnen Sie aktiv teilnehmen, wenn
Sie am Wahltag

1. die Staatsangehorigkeit eines der (brigen Mit-
gliedstaaten der Europaischen Union besitzen,

2. das 18. Lebensjahr vollendet haben,

3. seit mindestens drei Monaten in der Bundesre-
publik Deutschland oder in den (brigen Mit-
gliedstaaten der Europaischen Union eine Woh-
nung innehaben oder sich sonst gewdhnlich
aufhalten (auf die Dreimonatsfrist wird ein auf-
einanderfolgender Aufenthalt in den genannten
Gebieten angerechnet),

4. weder in der Bundesrepublik Deutschland
noch in dem Mitgliedstaat der Europaischen
Union, dessen Staatsangehorigkeit Sie besit-
zen, vom aktiven Wahlrecht zum Europaischen
Parlament ausgeschlossen sind,

5. in ein Wahlerverzeichnis in der Bundesrepublik
Deutschland eingetragen sind oder einen giilti-
gen Wahlschein haben. Die erstmalige Eintra-
gung in das Wahlerverzeichnis erfolgt nur auf
Antrag. Der Antrag ist auf einem Form-
blatt zu stellen. Einem Antrag, der erst nach
Sonntag, dem 04. Mai 2014, bei der zustandi-
gen Gemeindebehorde eingeht, kann nicht

mehr entsprochen werden (§ 17a Abs. 2 der
Europawahlordnung).

Sind Sie bereits aufgrund lhres Antrages bei
der Wahl am 13. Juni 1999 oder einer spéate-
ren Wahl zum Europaischen Parlament in ein
Wahlerverzeichnis in der Bundesrepublik
Deutschland eingetragen worden, so ist ein
erneuter Antrag nicht erforderlich. Die Eintra-
gung erfolgt dann von Amts wegen, sofern die
sonstigen wahlrechtlichen Voraussetzungen
vorliegen. Dies gilt nicht, wenn Sie bis Sonn-
tag, den 04. Mai 2014, gegeniiber der zustan-
digen Gemeindebehorde auf einem Formblatt
beantragen, nicht im Wahlerverzeichnis ge-
flhrt zu werden. Dieser Antrag gilt fiir alle kiinf-
tigen Wahlen zum Europaischen Parlament, bis
Sie erneut einen Antrag auf Eintragung in das
Wahlerverzeichnis stellen.

Sind Sie bei friheren Wahlen (1979 bis 1994)
in ein Wahlerverzeichnis in der Bundesrepublik
Deutschland eingetragen worden, miissen Sie
fiir eine Teilnahme an der Wahl einen erneuten
Antrag auf Eintragung in das Wahlerverzeich-
nis stellen.

Nach einem Wegzug in das Ausland und erneu-
tem Zuzug in die Bundesrepublik Deutschland
ist ein erneuter Antrag auf Eintragung in das
Wahlerverzeichnis erforderlich.

Antragsvordrucke (Formblatter) sowie informie-
rende Merkblatter konnen bei den Gemeindebe-

Wahlvorschlage fiir die Wahl der Oberbiirgemei-
sterin/des Oberblrgermeisters konnen von Par-
teien, von Wahlergruppen und Einzelbewerbern
eingereicht werden. Jeder Wahlvorschlag darf nur
einen Bewerber enthalten. Wer gemaB § 65 Abs.
5 der GO wahlbar ist, kann sich selbst vorschla-
gen; flr einen solchen Vorschlag gelten die Rege-
lungen fiir Einzelbewerber entsprechend.

Bewerber konnen nicht gleichzeitig fiir die Wahl
zum Oberbiirgermeister, Biirgermeister oder
Landrat in mehreren Gemeinden und Kreisen kan-
didieren.

Die Wahlvorschlage dieser Parteien und
Wahlergruppen miissen von 460 Wahlbe-
rechtigten des Wahlgebiets personlich und
handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt
auch fiir Wahlvorschlage von Einzelbewer-
bern, es sei denn, dass sie in der zu wahlen-
den Vertretung einen Sitz auf Grund eines
Wahlvorschlages haben, in dem sie als Ein-
zelbewerber benannt waren und der Wahl-
vorschlag von ihnen selbst unterzeichnet ist.

Disseldorf, den 18.12.2013

Der Kreiswahlleiter
Dr. Stephan Keller
Beigeordneter

horden in der Bundesrepublik Deutschland ange-
fordert werden, in Diisseldorf beim Amt fiir Stati-
stik und Wahlen der Stadt Diisseldorf, Brinck-
mannstraBe 5, 40200 Disseldorf, Tel. 89-
93317, -93319 und -99751.

Fir lhre Teilnahme als Wahlbewerber ist u. a.
Voraussetzung, dass Sie am Wahltag

1. das 18. Lebensjahr vollendet haben,

2. die Staatsangehorigkeit eines Mitgliedstaates
der Europaischen Union besitzen,

3. weder in der Bundesrepublik Deutschland
noch in dem Mitgliedstaat der Europaischen
Union, dem Sie angehoren, von der Wahlbar-
keit ausgeschlossen sind.

Bei der Stellung des Antrages auf Eintragung in
das Wahlerverzeichnis oder bei der Einreichung
der Wahlvorschlage ist eine Versicherung an
Eides statt abzugeben iliber das Vorliegen der
0. g. Voraussetzungen fiir die aktive oder passive
Wahlteilnahme.

Diisseldorf, den 13.12.2013
Der Stadtwahlleiter

Dr. Stephan Keller
Beigeordneter
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Vertretungsbefugnisse fur die LVR-Kliniken
des Landschaftsverbandes Rheinland

Bek .d. Landschaftsverbandes Rheinland vom 06.05.2013

Veroffentlichung der Vertretungsbefugnisse fiir
das

— LVRKlinikum Diisseldorf - Kliniken der Heinrich-
Heine-Universitat Diisseldorf

GemaB § 4 Abs. 2 der Verordnung Uber den
Betrieb gemeindlicher Krankenhauser in Nord-
rhein-Westfalen — Gemeindekrankenhausbetriebs-
verordnung - vom 5. August 2009 (GV. NRW.
S. 434), zuletzt geandert durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW.
S. 963), in Verbindung mit § 11 Abs. 2 der
Betriebssatzung fiir die LVR-Kliniken des Land-
schaftsverbandes Rheinland vom 28. August
2009 (GV. NRW. S. 796) — KHBS - wird hiermit die
Vertretungsbefugnis fiir das LVRKlinikum Diissel-
dorf — Kliniken der Heinrich-Heine-Universitat Diis-
seldorf veroffentlicht:

§ 1 Vertretung des LVR-Klinikums Diissel-
dorf:
In allen zur laufenden Betriebsflihrung sowie allen
sonstigen zum Betrieb der Klinik gehdrenden
Angelegenheiten, die der Entscheidung des Klinik-
vorstandes unterliegen, wird der Landschaftsver-
band Rheinland durch die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden des Klinikvorstandes und durch
die Kaufmannische Direktion gem. § 11 Abs. 1
KHBS gemeinschaftlich vertreten. Ist die Vor-
sitzende oder der Vorsitzende des Klinikvorstan-
des zugleich Kaufmannische Direktorin bzw. Kauf-
mannischer Direktor, so bedarf es der Unter-
schrift eines weiteren Mitgliedes des Klinikvor-
standes.

Im Falle der Verhinderung des Vorstandsmitglie-

des nimmt die Vertreterin/der Vertreter ihre/
seine Aufgaben wahr. Im Falle der Verhinderung

Bekanntmachung

der/des Vorstandsvorsitzenden werden ihre/
seine Aufgaben durch ein anderes Vorstandsmit-
glied wahrgenommen.

Mitglieder des Klinikvorstandes des LVR-KIi-
nikums Diisseldorf — Kliniken der Heinrich-
Heine-Universitat Diisseldorf sind:

Vorstandsvorsitzender

und Kaufmannischer Direktor als Leiter des Wirt-
schafts- und Verwaltungsdienstes:

Joachim Heinlein

Arztlicher Direktor:
Univ.- Prof. Dr. med. Wolfgang Gaebel

Pflegedirektor als Leitende Pflegekraft:
Klemens Maas

Stellvertreter der Vorstandsmitglieder sind:
Stellvertretender Kaufmannischer Direktor:

Ralf Wurth N

Stellvertretender Arztlicher Direktor:

Prof. Dr. Dr. Wolfgang Tress

Stellvertretende Pflegedirektorin:
Claudia Foulon

Weiterer Stellvertreter des Arztlichen Direk-
tors (nur im Falle der Verhinderung des
1. Stellvertreters )

Prof. Dr. Tillmann Supprian

§ 2 Verpflichtungserkldrungen

1. Verpflichtende Erklarungen der nicht laufenden
Betriebsfiihrung bediirfen zu ihrer Wirksamkeit

Fischerpriifungen im Jahr 2014

GemaB § 31 des Fischereigesetzes fiir das Land
NRW vom 22.06.1994 (GV NRW S. 516/864) in
Verbindung mit der Verordnung (iber die Fischer-
priifung vom 26.11.1997 (GV NRW 1998 S. 61),
wird offentlich bekanntgemacht, dass fiir das
Jahr 2014 folgende Priifungstermine festgelegt
sind:

05. April
24. Mai
13. September
22. November

Bei Bedarf werden zusatzliche Prifungen an-
schlieBend an die genannten Priifungstermine an-
beraumt.

Antrage auf Zulassung zur Priifung sind person-
lich unter Vorlage eines giiltigen Personalauswei-
ses bis spatestens 4 Wochen vor dem jeweiligen
Priifungstermin bei der Unteren Fischereibehdrde
Disseldorf, Brinckmannstr. 7, Zimmer 615, Tel.:
89-26866, einzureichen.

Die Verwaltungsgebiihr in Hohe von 50,00 € wird
bei der Anmeldung erhoben.

Anmeldezeit

01.12. - 31.03. des Jahres:

dienstags und donnerstags 8.00 bis 12.00
Uhr und 13.00 -15.30 Uhr

01.04. - 30.11. des Jahres:

nur donnerstags 8.00 bis 12.00 Uhr

und 13.00 -15.30 Uhr

Lehrgange zur Vorbereitung auf die Fischerprix-
fung werden vom Rheinischen Fischereiverband
von 1880 e.V. (www.rheinischer-fischereiver-
band.de) durchgefuhrt.

Diisseldorf, den 02.01.2014

Der Oberbiirgermeister
Umweltamt - Untere Fischereibehorde

Im Auftrag
Dr. Bantz

gem. § 11 Abs. 3 Betriebssatzung fiir die LVR-
Kliniken des Landschaftsverbandes Rheinland
iVm. § 21 Abs.1 Landschaftsverbandsordnung
- LVerbO - der Unterzeichnung durch die Direk-
torin bzw. den Direktor des Landschaftsver-
bandes Rheinland oder der allgemeinen Vertre-
terin bzw. des allgemeinen Vertreters und der
/des sachlich zustandigen Landesratin bzw.
Landesrates.

2. Das Formerfordernis nach § 11 Abs. 3 KHBS -
iVm. § 21 Abs.1 LVerbO wird gem. § 21 Abs.
2 LVerbO auch insoweit gewahrt, als eine von
der Direktorin bzw. dem Direktor des Land-
schaftsverbandes Rheinland oder der allgemei-
nen Vertreterin bzw. des allgemeinen Vertre-
ters und der /des sachlich zustandigen Lan-
desratin bzw. Landesrates unterzeichnete Voll-
macht vorliegt.

§ 3 In-Kraft-Setzung
Die Vertretungsbefugnisse treten mit sofortiger

Wirkung in Kraft.

Disseldorf, den 18.12.2013
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Jahresabschluss 2012 IDR Public
Management GmbH

,Die Gesellschafterversammlung der IDR Public
Management GmbH hat den am 16.12.2013 fest-
gestellten Jahresabschluss zum 31.12.2012 zur
Kenntnis genommen und beschlossen.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen
im Verwaltungsgebaude der IDR AG Diisseldorf-
Reisholz, HenkelstraBe 164, zur Einsichtnahme
aus.

Die mit der Priifung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts beauftragte Wirtschaftspri-
fungsgesellschaft Rolfs RP AG Wirtschaftspri-
fungsgesellschaft, Diisseldorf, hat am 26. April
2013 folgenden uneingeschrankten Bestati-
gungsvermerk erteilt:

,Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus
Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sowie
Anhang - unter Einbeziehung der Buchfiihrung
der IDR Public Management GmbH fiir das
Geschéftsjahr vom 01.01.2012 bis 31.12.2012
gepriift. Die Buchfiihrung und die Aufstellung des
Jahresabschlusses nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den erganzenden
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags lie-
gen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es,
auf der Grundlage der von uns durchgefiihrten
Prifung eine Beurteilung iber den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchfihrung
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlusspriifung nach §
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftspriifer (IDW) festgestellten deutschen
Grundsatze ordnungsmaBiger Abschlusspriifung
vorgenommen.

Danach ist die Priifung so zu planen und durchzu-
flhren, dass Unrichtigkeiten und VerstoBe, die
sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsatze ord-
nungsmaBiger Buchfihrung vermittelten Bildes
der Vermogens, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit
erkannt werden.

Bei der Festlegung der Prifungshandlungen wer-
den die Kenntnisse (iber die Geschaftstatigkeit
und Uber das wirtschaftliche und rechtliche
Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen
liber mégliche Fehler beriicksichtigt. Im Rahmen
der Priifung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen  Kontrollsy-
stems sowie Nachweise fiir die Angaben in Buch-
flhrung und Jahresabschluss (iberwiegend auf
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prifung
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilan-
zierungsgrundsatze und der wesentlichen Ein-
schatzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die
Wiirdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses. Wir sind der Auffassung, dass unsere
Priifung eine hinreichend sichere Grundlage fiir
unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prifung hat zu keinen Einwendungen
gefiihrt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der
Priifung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften
und den erganzenden Bestimmungen des Gesell-
schaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung
der Grundsatze ordnungsmaBiger Buchfiihrung
ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechen-
des Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft.

Disseldorf, 17. Dezember 2013“

Denis Rauhut
Geschaftsfiihrer

Diisseldorfer
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FAMILIENVORSTELLUNGEN
IM OPERNHAUS DUSSELDORF
Fr24.01. — 18.00 Uhr

Sa 08.03. — 18.00 Uhr

So 18.05. — 15.00 Uhr ’ -—

HE OPER AM RHEIN
PREISE
18,00 € / Kinder: 10,00 €

ELDORF DUISBURG
INFOS & KARTEN
Opernshop Disseldorf
Heinrich-Heine-Allee 24

Tel. 0211.89 25-211

« www.operamrhein.de

JDiisseldorfer Amtsblatt, Offizielles Amtsblatt der Landeshauptstadt Diisseldorf. Herausgeber: Der Oberbiirgermeister - Amt fiir Kommunikation - Marktplatz 2, 40213 Diisseldorf. Verantwort-
lich: Natalia Fedossenko. Redaktion und Anzeigen: Markus Schiilke, Telefon 89-93135, Fax: 89-94179, E-Mail: amtsblatt@duesseldorf.de; Internet: http://www.duesseldorf.de. Druck und Ver-
trieb: Rheinische Post Verlagsgesellschaft mbH, Ziilpicher Str. 10, 40196 Diisseldorf. Das Amtsblatt kann auch abonniert werden. Bezugspreis jahrlich 30,60 Euro. Der Versand erfolgt als PDF-
Datei per E-Mail. Vertrieb: Frau Marlene Weyers, Tel. 505-1261 und E-Mail: marlene.weyers@rbzv.de. Anzeigenpreisliste Nr. 16, giiltig ab 01.01.2006.


mailto:marlene.weyers@rbzv.de
http://www.duesseldorf.de
mailto:amtsblatt@duesseldorf.de

	Düsseldorfer Amtsblatt Nr. 1/2 vom 11. Januar 2014
	Ausschreibungen von Arbeiten und Leistungen
	Stadtbetrieb Zentrale Dienste
	Amt für Gebäudemanagement
	Stadtentwässerungsbetrieb

	Glasverbot Karneval 2014
	Allgemeinverfügung
	1. Mitführungs- und Benutzungsverbot von Glasbehältnissen
	2. Zeitlicher Geltungsbereich
	3. Räumlicher Geltungsbereich
	4. Anordnung der sofortigen Vollziehung
	5. Androhung von Zwangsmitteln
	6. Bekanntgabe

	Begründung

	Zu 1.
	Zu 2.
	Zu 3.
	Zu 4.
	Zu 5.

	Rechtsbehelfsbelehrung

	Kraftloserklärung
	Karte zum Geltungsbereich Allgemeinverfügung Glasverbot 2014
	Jahresabschluss 2012 der Düsseldorf Marketing & Tourismus GmbH
	Öffentliche Zustellungen
	Ordnungsamt
	Amt für Einwohnerwesen · Kommunale Ausländerbehörde

	Bekanntmachung: Aufforderung des Wahlleiters zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl des Rates, der 10 Bezirksvertretungen und für die Wahl der Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeisters am 25. Mai 2014
	1. Rechtsgrundlagen
	2. Wahlbezirkseinteilung
	3. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
	3.1 Gemeinsame Regelungen für alle Wahlvorschläge
	3.2 Wahlvorschläge für die Wahl in den Wahlbezirken (Ratswahl)
	3.3 Wahlvorschläge für die Wahl aus der Reserveliste
	3.4 Wahlvorschläge für die Wahl der Bezirksvertretungen
	3.5 Wahlvorschläge für die Wahl der Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeisters


	Teilnahme der Unionsbürger an der Europawahl am 25. Mai 2014
	Bekanntmachung für Staatsangehörige der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger) zur Wahl zum Europäischen Parlament in der Bundesrepublik Deutschland

	Vertretungsbefugnisse für die LVR-Kliniken des Landschaftsverbandes Rheinland
	Bekanntmachung des Landschaftsverbandes Rheinland vom 06.05.2013
	§ 1 Vertretung des LVR-Klinikums Düsseldorf
	Mitglieder des Klinikvorstandes des LVR-Klinikums Düsseldorf – Kliniken der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf
	Stellvertreter der Vorstandsmitglieder
	Weiterer Stellvertreter des Ärztlichen Direktors

	§ 2 Verpflichtungserklärungen
	§ 3 In-Kraft-Setzung


	Bekanntmachung: Fischerprüfungen im Jahr 2014
	Anmeldezeit

	Jahresabschluss 2012 IDR Public Management GmbH
	Impressum




